
Die Arbeitnehmerveranlagung für 2021 kann bereits beim 
Finanzamt eingereicht werden (bevorzugt über Finanz-
Online). Die an das Finanzamt übermittelten Daten (z. B. 
Lohnzettel, Spenden) werden erst ab 1.3.2022 vollständig 
sein. Sollten Sie keine Veranlagung für 2021 einreichen und 
dennoch eine Steuergutschrift bestehen, so führt die Finanz 
unter bestimmten Voraussetzungen eine automatische 
(antragslose) Arbeitnehmerveranlagung durch. Dieser Arti-
kel soll Ihnen einige Tipps geben, wie Sie als Arbeitnehmer 
Geld vom Finanzamt zurückbekommen.

Absetzbeträge

Absetzbeträge kürzen die zu bezahlende Steuer. Beispiele für 
Absetzbeträge, die grundsätzlich bei der monatlichen Abrech-
nung bereits berücksichtigt werden, sind der Verkehrsabsetz-
betrag für Arbeitnehmer oder der Pensionistenabsetzbetrag 
für Pensionisten.

Alleinverdiener/Alleinerzieher können unter bestimmten Vor-
aussetzungen in der Arbeitnehmerveranlagung einen Absetz-
betrag in Höhe von € 494,00 pro Jahr bei einem Kind (€ 669,00 
bei zwei Kindern, € 889,00 bei drei Kindern und für jedes wei-

tere Kind € 220,00) geltend machen. Bei Unterhaltsleistun-
gen kann ein Unterhaltsabsetzbetrag zustehen. Der Familien- 
bonus Plus ist ein Absetzbetrag in Höhe von €  125,00 pro 
Monat und Kind bis zu einem Alter von 18 Jahren bei Anspruch 
auf Familienbeihilfe. Wird für volljährige Kinder die Familien-
beihilfe bezogen, so besteht Anspruch auf einen Absetzbetrag 
in Höhe von € 41,68 pro Monat und Kind.

Negativsteuer

Auch für Arbeitnehmer, die keine Lohnsteuer, sondern nur 
Sozialversicherungsbeiträge bezahlen, kann es sinnvoll sein, 
eine Veranlagung durchzuführen. Arbeitnehmer können für 
2021 maximal € 400,00, Pendler sogar maximal € 500,00 und  
Pensionisten maximal € 110,00 der SV-Beiträge rückerstattet 
bekommen. Auch der Alleinverdienerabsetzbetrag ist negativ-
steuerfähig.

Sonderausgaben/Werbungskosten/ 
außergewöhnliche Belastungen

Überprüfen Sie Ihre Rechnungen aus dem Jahr 2021 (wichtig 
ist der Zeitpunkt der Bezahlung), ob die Ausgaben als

FEBRUAR 2022

 >>

Tipps für die Arbeitnehmerveranlagung 2021

© Swetlana Wall - Adobe Stock.com 

Umsatzsteuerpflicht 
von Webseminaren

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 3.

NEWS
Steuer

www.schmollmueller-partner.at		�   T: +43 (0) 7942 75055-150



FEBRUAR 20222

>> Fortsetzung | Tipps für die Arbeitnehmerveranlagung 2021

Wie können Fahrtkosten für die Arbeitnehmer- 
veranlagung nachgewiesen werden?
Sind Fahrtkosten dem Grund nach als 
Werbungskosten steuerlich abzugs-
fähig, so gilt dies unabhängig davon, 
ob das Erfordernis einer Reise erfüllt 
ist. Als Werbungskosten sind Fahrtkos-
ten grundsätzlich – also auch bei Ver-
wendung eines eigenen Kfz – in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen zu 
berücksichtigen. Benützt ein Arbeitneh-
mer ein privates Kfz, steht ihm hierfür 
bei beruflichen Fahrten von nicht mehr 
als 30.000 km im Kalenderjahr das amt-
liche Kilometergeld zu. Anstelle des 
Kilometergeldes können auch die nach-
gewiesenen tatsächlichen Kosten gel-
tend gemacht werden. Bei beruflichen 
Fahrten von mehr als 30.000 km im 
Kalenderjahr stehen als Werbungskos-
ten entweder das amtliche Kilometer-

geld für 30.000 km oder die tatsächlich 
nachgewiesenen Kosten für die gesam-
ten beruflichen Fahrten zu.

Die vom Abgabepflichtigen geführ-
ten Nachweise müssen die Kontrolle 
sowohl des beruflichen Zwecks als auch 
der tatsächlich zurückgelegten Fahrt-
strecke erlauben. Dies erfordert, dass 
in den entsprechenden Aufzeichnun-
gen zumindest das Datum, die Dauer, 
das Ziel und der Zweck jeder einzel-
nen Fahrt festzuhalten sind. Das Fahr-
tenbuchmuster im Anhang zu den kürz-
lich aktualisierten Lohnsteuerrichtlinien 
zeigt neben den Daten Name, Fahrzeug 
und Zeitraum die Spalten Datum, Kilo-
meterstand, Ausgangs- und Zielpunkt, 
Zweck der Reise, berufliche Kilome-

ter, private Kilometer und sonstige Ver-
merke.

Für den Nachweis zur Inanspruchnahme 
von steuerfreien Tagesgeldern sind auch 
der Beginn und das Ende der Fahrt (Uhr-
zeit) aufzuzeichnen.

Neben einem Fahrtenbuch können auch 
Belege und Unterlagen sowie elektroni-
sche Aufzeichnungen, die diese Merk-
male enthalten, zur Nachweisführung 
geeignet sein (z. B. Reisekostenabrech-
nungen für den Arbeitgeber, Kurspro-
gramm mit Kursbesuchsbestätigung bei 
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen). 
Die Anforderungen an die Qualität der 
Aufzeichnungen steigen mit der Anzahl 
der dienstlich zurückgelegten Kilometer.

Werbungskosten, Sonderausgaben oder 
außergewöhnliche Belastungen abge-
setzt werden können.

Zu den Werbungskosten zählen z. B. 
Aus- und Fortbildungskosten, aber auch 
Umschulungsmaßnahmen und Fahrt- 
und Reisekosten. Um hier einen Steu-
ervorteil erzielen zu können, sollten die 
Werbungskosten € 132,00 übersteigen, 
da ein Werbungskostenpauschale in die-
ser Höhe bei der laufenden Lohnver-
rechnung bereits berücksichtigt wird. 
Bestimmte Berufsgruppen können ein 
deutlich höheres Werbungskostenpau-
schale geltend machen. Für Pendler ist 
das Pendlerpauschale unter bestimmten 
Voraussetzungen absetzbar. 

Arbeitnehmer können 2021 auch Aus-

gaben für die ergonomische Einrichtung 
(insbesondere Schreibtisch, Drehstuhl, 
Beleuchtung) ihres häuslichen Arbeits-
platzes außerhalb eines steuerlich zu 
berücksichtigenden Arbeitszimmers 
bis zu einem Betrag von € 300,00 pro 
Kalenderjahr ohne Anrechnung auf das 
Werbungskostenpauschale steuerlich 
geltend machen. Voraussetzung dafür 
ist, dass zumindest 26 Tage im Jahr aus-
schließlich zu Hause (im Homeoffice) 
gearbeitet wurde. 

Arbeitgeber können für höchstens 100 
Tage im Kalenderjahr ein Homeoffice-
Pauschale nicht steuerbar ausbezahlen. 
Das Homeoffice-Pauschale beträgt bis 
zu € 3,00 pro Tag, an dem der Arbeit-
nehmer seine berufliche Tätigkeit auf-
grund einer mit dem Arbeitgeber getrof-

fenen Vereinbarung ausschließlich in der 
Wohnung ausübt (Homeoffice-Tag). 
Wird durch Zahlungen des Arbeitgebers 
der Höchstbetrag von € 3,00 pro Tag 
nicht ausgeschöpft, kann der Arbeit-
nehmer Werbungskosten (sogenannte 
Differenzwerbungskosten) in der ent-
sprechenden Höhe ohne Anrechnung 
auf das Werbungskostenpauschale gel-
tend machen (sofern kein steuerlich zu 
berücksichtigendes Arbeitszimmer vor-
liegt).

Als Sonderausgaben sind beispiels-
weise bestimmte Spenden, Steuerbe-
ratungskosten, Kirchenbeiträge (bis 
€ 400,00 jährlich) und Nachkäufe von 
Pensionsversicherungsmonaten absetz-
bar. Bestimmte Sonderausgaben (z. B. 
Spenden und der Kirchenbeitrag) wer-
den von den empfangenden Organisa-
tionen bereits direkt an die Finanz über-
mittelt.

Außergewöhnliche Belastungen sind 
nicht alltägliche Belastungen, die 
zwangsläufig entstehen. Hier ist auch 
oft ein einkommensabhängiger Selbst-
behalt zu berücksichtigen. Aber auch 
Katastrophenschäden, Krankheitskos-
ten und Pflegekosten können beispiels-
weise außergewöhnliche Belastungen 
sein. Bei einer Behinderung können 
unter anderem pauschale Freibeträge 
geltend gemacht werden.   
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Wo sind Webseminare umsatzsteuerpflichtig?
Onlineseminare wurden in letzter Zeit 
immer beliebter. Für Anbieter solcher 
Seminare stellt sich die Frage, in wel-
chem Land die erbrachte Leistung im 
Sinne der Umsatzsteuer steuerbar ist. 
In der letzten Wartung der Umsatz-
steuerrichtlinien hat das Finanzministe-
rium nun seine per 1.1.2022 geänderte 
Rechtsmeinung wie folgt dargelegt:

Was ist Unterricht?

Unterricht – im weitesten Sinne – ist 
das planmäßige, aus dem Gesamt-
leben ausgegliederte, regelmäßige Leh-
ren. Der Unterricht beschränkt sich im 
Gegensatz zur Lehre in der Regel nicht 
auf die Darbietung der Lehrinhalte, son-
dern bezieht auch die Sorge um deren 
Aneignung durch den Lernenden und 
die Erfolgskontrolle mit ein.

Auch Unterrichtserteilung durch Fern-
schulen oder durch einen Lehrer über 
das Internet oder ein elektronisches 
Netzwerk (Webseminare) stellt eine 
unterrichtende Tätigkeit im Sinne des 
§ 3a Abs. 11 lit. a des Umsatzsteuerge-
setzes dar. Dabei macht es keinen Unter-
schied, ob das zur Erreichung des Lehr-
ziels notwendige Wissen durch schrift- 
liche Unterlagen (Broschüren usw.) 

oder im Wege des Internets übermit-
telt wird. 

Wo sind Webseminare steuerbar?

Bei Webseminaren im Sinne der oben 
genannten Bestimmung bestimmt sich 
der Leistungsort nach dem Leistungs-
empfänger. 

Bis 31.12.2021 ist dies bei Websemi-
naren (unterrichtende sonstige Leis-
tung) an Nichtunternehmer der Ort, an 
dem der Lehrer ansässig ist, sofern die-
ser nicht nachweislich seine Dienste von 
einem anderen Ort aus erbringt.

Seit 1.1.2022 gilt nun: 
Der Leistungsort für die Umsätze an 
die Nichtunternehmer liegt am Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des 
Nichtunternehmers. Für die Bestim-
mung des Leistungsortes gilt eine ent-
sprechende Vermutungsregelung. Ver-
wendet der Nichtunternehmer z. B. 
eine deutsche IP-Adresse und tätigt 
die Zahlung über ein deutsches Bank-
konto, besteht die Vermutung, dass 
der Nichtunternehmer in Deutschland 
wohnt bzw. seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat und der Leistungsort somit 
in Deutschland liegt. Die Besteuerung 

dieses Umsatzes richtet sich daher nach 
deutschem Recht. Um eine umsatzsteu-
erliche Registrierung in anderen Mit-
gliedstaaten zu vermeiden, kann sich 
der österreichische Seminaranbieter in 
Österreich zum EU-OSS registrieren und 
dort die Umsatzsteuer für die in ande-
ren Mitgliedstaaten erbrachten Leistun-
gen an die Nichtunternehmer erklären.

Der Leistungsort für die Umsätze an 
Unternehmer liegt am jeweiligen Emp-
fängerort. 
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BIS ENDE FEBRUAR SIND UNTER 
ANDEREM ZUSÄTZLICH ZU MELDEN:
Unternehmer müssen die Jahreslohn-
zettel ihrer Dienstnehmer aus dem 
Jahr 2021 in elektronischer Form bis 
Ende Februar 2022 an das Finanzamt 
melden. 

Unternehmer müssen auch Zahlungen, 
die für bestimmte Leistungen (z.  B. 
im Rahmen eines freien Dienstvertra-
ges) außerhalb eines Dienstverhältnis-
ses gezahlt werden, an das Finanzamt 
melden. Die Zahlungen aus dem Jahr 
2021 müssen in elektronischer Form 
bis Ende Februar 2022 gemeldet wer-
den. 

Unter bestimmten Voraussetzungen 
(z. B. Zahlungen an einen Leistungs-
erbringer von mehr als € 100.000,00 
pro Kalenderjahr) müssen Zahlun-

gen ins Ausland bis Ende Februar dem 
Finanzamt gemeldet werden, wenn 
die Zahlung für bestimmte Leistungen 
erfolgte, wie z. B. Leistungen, die nach 
dem Einkommensteuergesetz unter 
die Einkünfte aus selbständiger Arbeit 
fallen und im Inland ausgeübt werden, 
bestimmte Vermittlungsleistungen 
und kaufmännische oder technische 
Beratungen im Inland.

Bis Ende Februar sind die Schwerar-
beitsmeldungen für das Jahr 2021 
zu erstellen. Die Meldung muss dem 
zuständigen Krankenversicherungsträ-
ger grundsätzlich elektronisch mittels 
ELDA übermittelt werden.

Bestimmte Beträge (z. B. Spenden, 
Kirchenbeiträge) werden automatisch 
als Sonderausgaben berücksichtigt, 
wenn die empfangenden Organisatio-

nen diese an das Finanzamt melden. 
Die Meldung für 2021 hat durch die 
betroffenen Organisationen bis Ende 
Februar 2022 zu erfolgen.

WEITERS IST IM FEBRUAR  
BESONDERS ZU BEACHTEN:
Der signierte Jahresbeleg der Regis-
trierkasse zum Jahresende 2021 ist 
verpflichtend bis spätestens 15. Feb-
ruar 2022 (laut BMF-Info) zu überprü-
fen. Dies kann manuell mit der BMF-
Belegcheck-App oder automatisiert 
durch Ihre Registrierkasse durchge-
führt werden.

Zulagen und Bonuszahlungen, die 
aufgrund der Covid-19-Krise zusätz-
lich bis Februar 2022 für das Kalender-
jahr 2021 geleistet werden, sind bis 
€ 3.000,00 steuer- und sozialversiche-
rungsfrei.

WAS MUSS IM FEBRUAR VON UNTERNEHMERN BESONDERS BEACHTET WERDEN?
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Sind Fahrtkosten dem Grund nach als 
Werbungskosten steuerlich abzugs-
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Der Deckungsbeitrag (DB) eines Produktes gibt Auskunft 
darüber, wieviel dieses Produkt zur Abdeckung der Fixkos-
ten eines Unternehmens beiträgt. Vereinfacht sieht eine 
Deckungsbeitragsrechnung wie folgt aus:

Umsatzerlöse
- variable Kosten der Produkte/Dienstleistungen
= Deckungsbeitrag
- Fixkosten 
= Betriebsergebnis

Der DB ist somit die Differenz aus Umsatzerlösen und 
variablen Kosten. Variabel sind Kosten dann, wenn sie von 
der produzierten bzw. abgesetzten Menge der Produkte 
abhängen. Variabel ist z. B. das Material, das für die Her-
stellung eines Produktes benötigt wird. Kurbelt man also 
die verkaufte Menge an, so steigt der Umsatz, aber auch 
die variablen Kosten (Annahme: die Preise bleiben gleich).

Fix sind Kosten dann, wenn sie in einer bestimmten Peri-
ode gleich bleiben und nicht von der abgesetzten Menge 
abhängig sind, also z. B. die Miete für das Büro.

Wenn Sie nun eine Deckungsbeitragsrechnung nicht nur 
für das gesamte Unternehmen, sondern je Produkt oder 
Produktgruppe aufstellen, so kann diese z. B. folgende Fra-
gen beantworten:

Auf welche Produkte/Produktgruppen sollten Sie sich 
am meisten konzentrieren – wo besteht der größte 
Deckungsbeitrag? Welche Produkte erzeugen einen nega-
tiven Deckungsbeitrag und sind somit unwirtschaftlich? 

WAS IST DER DECKUNGSBEITRAG?

STEUERTERMINE  |  FEBRUAR 2022

Stand: 11.1.2022

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Dez. 2021 4,3 105,4 114,0

Nov. 2021 4,3 104,8 113,4

Okt. 2021 3,7 104,1 112,6

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Der Zuschlag nach dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz 
(IESG-Zuschlag) wurde per 1.1.2022 mittels Verordnung von 
0,2 % auf 0,1 % gesenkt. Diesen Zuschlag trägt zur Gänze der 
Arbeitgeber, somit sinken im entsprechenden Ausmaß die 
Lohnnebenkosten.  

Senkung des IESG-Zuschlag

Wie wurde die Frist zur 
Offenlegung von Jahres-
abschlüssen verlängert?
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Fälligkeitsdatum 15. Februar 2022

USt, NoVA, WerbeAbg  für Dezember 2021

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Jänner 2022

Weitere Meldungen bis Ende Februar siehe Seite 3

Kapitalgesellschaften (wie z. B. auch GmbH & Co KGs) müssen 
grundsätzlich spätestens neun Monate nach dem Bilanzstich-
tag den Jahresabschluss beim Firmenbuch offenlegen. Durch 
die Covid-19-Gesetzgebung wurde allerdings im Wesent- 
lichen für Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Ver-
eine mit Bilanzstichtag vor dem 1.1.2021 (wenn die Aufstel-
lungsfrist am 16.3.2020 noch nicht abgelaufen war) die Offen-
legungsfrist auf zwölf Monate verlängert. 

Diese Regelung wurde nun erweitert. Die Frist zur Offen-
legung der Jahresabschlüsse beim Firmenbuch wurde für Jah-
resabschlüsse mit Stichtag bis einschließlich 30.9.2021 auf 
zwölf Monate (statt neun Monate) erstreckt. Für Jahres-
abschlüsse, bei denen der Bilanzstichtag nach dem 30.9.2021, 
aber vor dem 31.1.2022 liegt, ist die Bestimmung so anzu-
wenden, dass die Offenlegungsfrist spätestens am 30.9.2022 
endet.  
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